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Die Globalisierung ist kein Naturgesetz

 Weltweiter Handel mit Gütern aller 
Art, uneingeschränkte Kapitalflüsse auf 
sekundengetakteten Finanzmärkten, 
allgegenwärtige global agierende Kon-
zerne: Die neoliberale Globalisierung ist 
ein essenzieller Bestandteil unserer ka-
pitalistischen Wirtschaft. Sie ist aber 
kein "Naturgesetz" oder nur eine Folge 
technologischer Innovation. Sie war 
und ist politisch gestaltet und folgt den 
verschränkten Expansionsstrategien 
imperialer Staaten und kapitalistischer 
Profitlogik. Seit dem Durchbruch des 
Neoliberalismus in den 1980er Jahren 
stehen hinter diesen politischen Pro-
jekten zunehmend die Interessen 
immer mächtigerer transnationaler 

Konzerne und Finanz"investoren". 
Unter extremem globalen Wettbe-
werbsdruck öffnen sie laufend neue 
Märkte und Lebensbereiche durch 
neoliberale Handelsabkommen, Priva-
tisierungen und "Liberalisierungen" für 
profitable Investitionen.

WTO, IWF, EU und Co.: Konzerninteressen 
werden vor der Demokratie geschützt

 Um Profitinteressen langfristig völ-
kerrechtlich gegen demokratische Wi-
derstände von unten abzusichern, 
nutzen Konzerne vor allem internatio-
nale Institutionen wie die Welthandel-
sorganisation WTO, den Internatio-
naler Währungsfonds - IWF, die Welt-
bank aber auch die Europäische Union.

Mittlerweile stellen sich sogar Regierungen und Konzerne die Frage, ob die 
neoliberale Globalisierung nicht „zu weit“ gegangen sei. Doch eine Degloba-
lisierung, die weiter von geopolitischen Interessen und kapitalistischer Ex-
pansion getrieben ist, wird die globalen Probleme nicht lösen, sondern ver-
schärfen.



Die WTO-Abkommen etwa prägen die 
Welthandelsordnung ganz fundamental 
in Richtung mehr Deregulierung, Li-
beralisierung und Privatisierung. Die 
WTO ist nicht Bestandteil der UNO und 
damit zu keiner Rücksichtnahme in 
Bezug auf Menschenrechte, Sozial- und 
Arbeitsrechte, Umweltschutz, nachhal-
tige Entwicklung oder Gerechtigkeit 
verpflichtet. Breite zivilgesellschaft-
liche Kritik und zunehmende geopoliti-
sche Interessenskonflikte zwischen 
dem globalen Norden, Schwellenlän-
dern und dem globalen Süden haben je-
doch in den vergangenen Jahren zu 
einem weitgehenden Stillstand auf 
Ebene der WTO geführt.

Daher versuchen Konzerne ihre Inter-
essen nun mit einer Vielzahl von zwi-
schenstaatlichen Handels- und Investi-
tionsverträgen à la TTIP, CETA oder 
EU-Mercosur durchzusetzen. Diese 
Verträge sollen den Handel weiter li-
beralisieren und ermöglichen es etwa 
dem Finanzsektor und Konzernen, ihre 
Profitinteressen auch auf ehemals öf-
fentliche Bereiche auszuweiten. 
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Gleichzeitig schränken sie die Möglich-
keit von Regierungen ein, den Handel 
und Kapitalströme im Interesse der All-
gemeinheit zu regulieren. Eine Parallel-
justiz für Konzerne (ISDS) gibt auslän-
dischen Investoren das Recht "Schaden-
ersatz" gegen neue Gesetze im Interesse 
von Mensch und Umwelt zu einzu-
klagen, wenn diese ihre Profite ein-
schränken könnten.

Auch die neoliberale Verfassung der EU 
mit ihren über allem stehenden vier 
Grundfreiheiten des Binnenmarktes 
(Dienstleistungsfreiheit, Kapitalver-
kehrsfreiheit, Personenverkehrsfrei-
heit, Warenverkehrsfreiheit) schränkt 
den demokratischen Handlungsspiel-
raum für eine Politik im Allgemeininter-
esse ein. Insbesondere in der Eurokrise 
offenbarte sich eine zunehmend autori-
täre und antidemokratische Wirt-
schaftspolitik auf EU-Ebene. Dazu 
kommt eine Europäische Zentralbank, 
die jenseits jeglicher demokratischer 
Kontrolle agiert.

Die zerstörerischen Folgen der neoli-
beralen Globalisierung sind lange offen-
sichtlich 

 Die zerstörerischen Folgen dieser 
neoliberalen Globalisierung waren 
schon vor der Corona-Pandemie und 
dem Ukraine-Krieg offensichtlich: „Die 
Macht internationaler Konzerne, 
globaler Banken und ihrer Part-
ner*innen in den Regierungen haben 
eine Weltordnung geschaffen, die für 
Finanzkrisen, steigende Ungleichheit 
und die Klimakrise verantwortlich ist“, 
resümierte etwa die UNCTAD 2019.
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Im globalen Norden führte die neoli-
berale Globalisierung zu Produktions-
verlagerungen, sinkenden Löhnen, stei-
gender Arbeitslosigkeit und wach-
sender sozialer Unsicherheit. Staaten 
des globalen Südens wiederum wurden 
durch IWF, Weltbank oder über die 
WTO und bilaterale Handelsverträge 
neoliberale Rezepte aufgezwungen; 
eine eigenständige wirtschaftliche Ent-
wicklung wurde so oftmals verhindert. 
Hunger, Armut, neokoloniale Abhän-
gigkeiten und Ausbeutung (Landraub, 
Vertreibung, “moderne” Sklaverei) 
haben sich verfestigt. In Kombination 
mit der Klimakrise sind immer mehr 
Menschen zu Flucht und Migration ge-
zwungen.

Ein grundlegender Politikwechsel blieb 
aus

 Kritik und Proteste der weltweiten 
sozialen und globalisierungskritischen 
Bewegungen konnten in den vergan-
genen 20 Jahren immer wieder erfolg-
reich zentrale Projekte der neoliberalen 
Globalisierung stoppen und Alterna-
tiven von unten entwickeln: Die WTO-
Doha Entwicklungsrunde wurde nie  
beendet; das multilaterale Investitions-
abkommen MAI, die gesamtamerikani-
sche Freihandelszone oder das EU- 
USA-Abkommen TTIP wurden ge-
stoppt. Zu den Alternativen von unten 
wie zum Beispiuel Praxen und Projekte 
der Ernährungssouveränität (solidari-
sches Landwirtschaften, Food Coops ...) 
oder Rekommunalisierungen von ehe-
mals öffentlicher Infrastruktur. Doch 
ein grundlegender Politikwechsel blieb 
aus. 

Das liegt nicht zuletzt daran, dass das 
europäische Wirtschaftssystem über 
globale Handels- und Finanzpolitik ab-
gesichert wird. Viele europäische 
Branchen wären ohne internationalen 
Handel in der jetzigen Form nicht über-
lebensfähig: Die Autoindustrie etwa ist 
auf globale Märkte angewiesen, weil der 
europäische (fast) gesättigt ist; die Che-
miebranche exportiert Pestizide, die in 
Europa verboten sind; die Agrarin-
dustrie importiert Futtermittel, für 
deren Produktion es in Europa keine 
ausreichenden Flächen gibt.
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Anstatt einen wirklichen System-
wechsel in die Wege zu leiten, ging es 
den politischen und wirtschaftlichen 
Eliten lediglich um die Frage, wie sich 
die Gesellschaften an die negativen 
Folgen der Globalisierung anpassen. 
Und das führte zuletzt nicht nur zu 
wachsender Ungerechtigkeit und tiefen 
sozialen Zerrüttungen, sondern auch zu 
einem massiven Vertrauensverlust in 
das politische und demokratische 
System. Davon profitieren heute in 
vielen Ländern vor allem rechtsextreme 
und nationalistische Kräfte.

Die Verwerfungen sind zu groß

 Angesichts der Verschärfung und 
Ausweitung der globalen Krisen können 
die neoliberalen Eliten ihre Erzählung 
über die Segnungen der wirtschaftli-
chen Globalisierung nicht mehr unein-
geschränkt aufrechterhalten. Denn die 
Verwerfungen dieses Wirtschaftssys-
tems sind zu groß:

1. Die Störungsanfälligkeit globaler Lie-
ferketten und von Just in Time Produk-
tion betrifft zahlreiche Produktions-
zweige und gefährdet die Versorgungs-
sicherheit mit essenziellen Gütern. Die 
Globalisierung hat uns verwundbar ge-
macht.
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2. Die Zerstörung des Planeten (Arten-
verlust, Klimakrise) bedroht unsere Le-
bensgrundlagen. Die ärmsten Bevölke-
rungsgruppen in den Ländern des 
Globalen Südens leiden am stärksten 
unter den Folgen wie Bodenerosion, 
Meeresverschmutzung oder extremen 
Wetterereignissen, während der 
CO2-Anstieg zu einem großen Teil auf 
Emissionen der reichsten 10 Prozent 
der Welt zurückzuführen ist. Der globa-
lisierte Kapitalismus ist von fossiler 
Energie abhängig. Immer mehr über-
flüssiger Handel, „billiger Konsum“ im 
globalen Norden (ausgelagert in Pro-
duktionsstandorte mit den geringsten 
Sozial- und Umweltstandards), aber 
auch die globale Ausbreitung der Agra-
rindustrie basieren darauf. Diese fossile 
Abhängigkeit führt zu Preisschocks, 
Verarmung, Milliardenprofiten für 
Energie- und Rohstoffkonzerne und zur 
Zunahme von geopolitischen Kon-
flikten.

3. Die Globalisierung verschärft die 
Kluft zwischen Arm und Reich - sowohl 
innerhalb der Gesellschaften als auch 
zwischen Nord und Süd - und gefährdet 
die Demokratie. Konzerne setzen 
Löhne, Arbeitsbedingungen und Steu-
ersätze weltweit unter Druck. Und die 
Ungleichheit nimmt rasant zu: Das 
reichste Prozent der Weltbevölkerung 
hat von Beginn der Corona-Pandemie 
2020 bis Anfang 2023 rund zwei Drittel 
des weltweiten Vermögenszuwachses 
kassiert.
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„Ist die Globalisierung zu weit gegangen?“

 Als Reaktion auf diese Krisen disku-
tieren Regierungen und Konzerne heute 
erstmals die Frage, ob die „Globalisie-
rung nicht doch zu weit gegangen“ sei. 
Die Klimakrise und Versorgungseng-
pässe bei lebensnotwendigen Gütern 
bringen sie immer stärker unter Recht-
fertigungsdruck. Mit den Debatten um 
ein Lieferkettengesetz und Klimazölle 
gibt es in der EU erste Schritte, um öko-
logischen und sozialen Aspekten mehr 
Gewicht zu verleihen.

 Immer klarer zeichnen sich dabei 
neue Blockbildungen ab. Westliche 
Staaten wollen einerseits ihre eigenen 
Wirtschaften durch stärkere Regionali-
sierung absichern, während sie gleich-
zeitig in strategisch zentralen In-
dustrien vorantreiben und die 
politisch-militärischen Bande zwischen 
westlichen Staaten stärken. 

"Friendshoring” und "wertebasierte 
Handelspolitik" lauten die neuen 
Schlagworte der USA und der EU.

 Doch diese Agenda ist nicht vor-
rangig von Werten wie Menschen-
rechten, Demokratie, sozialen oder öko-
logischen Motiven getrieben, sondern 
von zunehmenden geopolitischen Riva-
litäten, die sich durch die Krisen noch 
verstärken. Diese Entwicklung wird 
auch transnationalen Konzernen neue 
Strategien abverlangen und kann auch 
zwischen ihnen zu neuen Spannungen 
führen.
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Keine klimasoziale Transformation

 In den USA setzt die Biden-Adminis-
tration die Handelspolitik Donald 
Trumps fort, um Produktionsstätten 
und Arbeitsplätze zurückzuholen. Mit 
der neuen industriepolitischen Agenda 
(Inflation Reduction Act, IRA) werden 
gezielt "grüne" Investitionen in den Be-
reichen Autos, Batterien und Chips ge-
fördert – auch um diese Produktion aus 
China zurückzuholen oder neu aufzu-
bauen. Auch wenn das Programm eine 
positive klimapolitische Kehrtwende zu 
Donald Trump einläutet, ist eine konse-
quente Abkehr vom Wachstumszwang, 
fossiler Energie, klimaschädlicher Mo-
bilität oder Markt(schein)lösungen 
noch nicht in Sicht. Die politische 
Macht der Öl- und Gas-Konzerne ist 
dafür weiter zu groß.

 Die Antwort der EU darauf lautet 
"Green Deal Industrial Plan". Sie setzt 
jedoch noch weniger auf eine Regionali-
sierung der Wirtschaft oder gar eine 
Mobilitäts-, Agrar- und Energiewende. 
Vielmehr drohen die geplanten "grünen 
Förderungen" und Steuererleichte-
rungen zur Spielwiese für Lobbyinter-
essen dominanter Unternehmen zu 
werden, durch die das Geld weiter über-
wiegend an Großkonzerne verteilt wird. 
Dazu passt auch ins Bild, dass die EU 
drohte, die USA bei der Welthandelsor-
ganisation WTO aufgrund der "Markt-
verzerrungen" zu verklagen.
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 Weiterhin treibt die EU neue neoli-
berale Handelsabkommen wie CETA, 
EU-Mercosur, EU-Chile oder EU-Me-
xiko voran – mit dem Vorwand, so die 
europäische Energiewende und die ak-
tuellen Krisen zu bewältigen. Tatsäch-
lich sollen diese Abkommen den Zu-
gang zu Absatzmärkten (für Pestizide 
oder Autos) und zu Rohstoffen im 
Globalen Süden (etwa Lithium für Bat-
terien) oder „strategische Autonomie“ 
in zentralen Versorgungsbereichen 
(Halbleiter, Medikamente) ermögli-
chen. Was fehlt ist etwa das klare Be-
kenntnis zu einer Mobilitätswende.
Gleichzeitig verfolgt die EU ohne Rück-
sichtnahme auf Menschenrechte neo-
koloniale Energie-Projekte im globalen 
Süden oder verhindert mit der Blockade 
der Patentfreigabe ebendort eine regio-
nale Arzneimittelproduktion.
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Wie kann eine klimasoziale Globalisie-
rung aussehen?

 Eine umfassende klimasoziale 
Transformation unserer Wirtschafts-
weise ist überlebensnotwendig. Der 
Schutz unserer Lebensgrundlagen, so-
ziale Sicherheit, Demokratie, Arbeits- 
und Menschenrechte (kurz: das gute 
Leben für alle Menschen) müssen dabei 
im Zentrum stehen. Produktion, 
Konsum, Energie- und Ressourcenver-
brauch müssen sich vor allem in den rei-
chen Ländern radikal verändern und 
sinken. Das muss zwangsläufig mit 
einer Mobilitäts-, Agrar- und Energie-
wende einhergehen.

 Damit ist klar, dass auch die Globali-
sierung völlig anders gestaltet und ge-
plant werden muss. Der Ausstieg aus 
fossiler Energie erfordert zwangsläufig 
eine Reduktion der Welthandelsströme 
zugunsten regionaler oder überregio-
naler Wirtschaftskreisläufe. Das be-
deutet auch das Aus für geplante und 
eine grundlegende Überarbeitung be-
stehender Handels- und Investitionsab-
kommen. Der Umbau in Richtung regio-
nale Wirtschaftskreisläufe hat jedoch 
nichts mit nationalistischer Abschot-
tung oder Autarkie zu tun. Eine klima-
soziale Globalisierung basiert auf so-
lidarischem Handel, der nicht auf Kon-
kurrenz, sondern auf Kooperation und 
dem komplementären – also ergän-
zendem – Austausch von Waren beruht.
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 Eine neue Form der Globalisierung 
heißt zudem in vielen Bereichen wie 
etwa der Steuer- oder Umweltpolitik 
eine gleichberechtigte internationale 
Zusammenarbeit in demokratisierten 
globalen Institutionen. In Bereichen 
wie dem Finanzsektor, der Landwirt-
schaft oder den öffentlichen Diensten 
ist eine Rücknahme von Liberalisierung 
und Deregulierung nötig.

 Ein klimasozialer Umbau der Wirt-
schaft kann letztendlich nur durch de-
mokratische und finanzielle Hand-
lungsspielräume gelingen, die massive 
öffentliche Investitionen ermöglichen – 
beispielsweise in saubere Verkehrs- und 
Energiesysteme und gut ausgebaute, für 
alle zugängliche und leistbare öffent-
liche Dienstleistungen. Die Grundlage 
dafür ist eine massive Umverteilung von 
Reichtum und Besitzverhältnissen.
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Konzernmacht brechen!

 Wie gut wir all diese Ziele verwirkli-
chen können, ist nicht vorrangig eine 
Frage von innovativen Vorschlägen, 
sondern eine Frage von sozialen 
Kämpfen und Machtverhältnissen. In 
welche Richtung sich die Machtverhält-
nisse verschieben, hängt auch davon ab, 
wie wirksam soziale Bewegungen welt-
weit die aktuellen Strukturen heraus-
fordern können.

 Die nötigen Verschiebungen/Trans-
formationen bedürfen einer Vielzahl 
von Strategien: Egal ob wir Widerstand 
gegen neoliberale Handelsabkommen 
und Konzernprivilegien leisten, ob wir 
dafür kämpfen, die Profitlogik in Berei-
chen wie Wasser, Wohnen, Energie oder 
Gesundheit zurückzudrängen, ob wir 
uns für eine Demokratisierung von 
Wirtschaft und Gesellschaft einsetzen 
und konkrete Projekte von unten orga-
nisieren: Wir brauchen weiterhin eine 
starke und vernetzte globalisierungskri-
tische Bewegung, um die Ausweitung 
der neoliberalen Globalisierung zu 
stoppen und die globalen Spielregeln im 
Interesse der Menschen und der Um-
welt zu verändern!



Attac unterstützen & mitmachen

Indem Sie
Mitglied werden oder spenden
Unser Engagement braucht Zeit – und auch 
Geld. Attac ist parteiunabhängig und 
 fi nanziert sich über Spenden und Mitglieds
beiträge. Jeder Beitrag zählt!  
Mitglied werden:
www.attac.at/mitgliedschaft
Spenden: www.attac.at/spenden
oder direkt auf unser Konto
IBAN: AT55 2011 1824 2489 1500

Indem Sie sich
bei Attac in einer Gruppe engagieren
Die Arbeit von Attac basiert auf dem 
 En ga gement zahlreicher ehrenamtlicher 
Aktivis tinnen und Aktivisten, die für eine 
ge rechtere Welt aktiv sind. Informationen 
zu AttacGruppen und zum Mitmachen 
finden Sie unter www.attac.at/gruppen

Indem Sie sich regelmäßig
über unseren Newsletter informieren und 
die Inhalte weiterkommunizieren. 
Unseren Newsletter können Sie ganz einfach 
unter www.attac.at/newsletter abonnie ren.




